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Vorwort. 

D a s vorliegende Buch i(t ein revidierter, in zahlreichen Einzelheiten ver» 
befferter und an verfchiedenen Stellen auch erweiterter Sonderdruck der Dar« 
ltellung des politifchen Lebens in der Rheinprovinz, die ich zu dem im ver= 
garigenen Jahre von mir herausgegebenen Sammelwerke: Die Rheinprovinz 
1 8 1 5 — 1 9 1 5 , Hundert Jahre preußifcher Herrfchaft am Rhein (zwei Bände, 
Bonn, A. Marcus und E. Weber, 1917) , beigefteuert habe. Auf diefes Sammel* 
werk beziehen fich auf den folgenden Blättern die Zitate aus Band I und 
Band II. 

Wie das ganze Sammelwerk fich die Aufgabe (teilt, den Prozeß der Affimi= 
lation zwifchen Preußen und den Rheinlanden während des er|ten Jahrhunderts, 
das fie unter dem preußifchen Szepter verbracht haben, auf den vermiedenen 
Lebensgebieten zur Anfchauung zu bringen, |o verfolgt die vorliegende Dar= 
(tellung der politifchen Entwicklung diefes Ziel auf ihrem befondern Felde. 
Sie führt das politifche Leben der Provinz im Rahmen der preußifchen 
und deutfehen Gefchichte diefer Zeit vor Augen. Dabei handelt es fich um 
einen erften Verfuch, der nach Lage des vorhandenen und des zugänglichen 
Quellenmaterials ebenfo wie im Hinblick auf die vorliegenden älteren Vor« 
arbeiten nicht ganz gleichmäßig ausfallen konnte. An wifienfchaftlich orien« 
tierten und zufammengefaßten rheinifchen Quellenpublikationen fehlt es für 
das ganze »9. Jahrhundert noch fehr. Für die Zeit bis 1850 find aber die hand= 
fchriftlichen Quellen, und zwar fowohl die amtlichen Akten der Berliner Zentral» 
behörden und der Provinzialbehörden als äuch die fchriftlichen Nachläffe der 
führenden Perfönlichkeiten, durchweg zugänglich. Seit einer Reihe von Jahren 
habe ich aus ihnen eine größere Quellenpublikation vorbereitet, deren er|ter 
Band fich augenblicklich im Drude befindet (vergl. S . 256). Das ijt den erften 
vier Kapiteln des vorliegenden Buches fehr zu gute gekommen, ebenfo wie die 
reiche Fülle von gedruckter Literatur über diefe Periode, die neuerdings er« 
fchienen i(t. Für die Zeit nach 1850 find dagegen die amtlichen Quellen größten» 
teils noch unzugänglich; handfchriftliches Material von Bedeutung lag daher 
für das fünfte und fechfte Kapitel in erheblich geringerem Umfange vor. Statt 
feiner trat für diefe Jahrzehnte das Zeitungswefen um fo mehr in den Vorder» 
grund, als einerfeits die Prefle fich in ihnen, befreit von den Feffeln der Zenfur, 
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ungehemmt und vielfeitig zu entfalten vermochte, anderfeits aber die fonftige 
gedruckte Literatur, wie unfere öberficht Seite 249—256 erweift, nach 1850 
wefentlich dürftiger i(t als für die voraufliegenden Jahrzehnte. 

Der im Jahre 19 14 ausgebrochene Weltkrieg und die im Gang befindliche 
Reform der innern Politik des preußifchen Staates, die fich in feinem Verlauf 
als unumgänglich erwiefen hat, haben dem erften Jahrhundert preußifcher 
Herrfchaft am Rhein den Charakter einer in fich völlig abgefchloffenen Periode 
verliehen. Es ift daher wahrfcheinlich, daß fich die hiftorifche Forfchung nach 
dem Kriege diefem Zeitraum ftärker als bisher zuwenden wird. Sollte dabei 
das vorliegende Buch anregend und wegweifend zu wirken vermögen, fo würde 
das von mir als fein fchönfter Erfolg begrüßt werden. 

K ö l n , im März 19 18 . H a n s e n . 
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Elftes Kapitel. 

Die Befitjergreifung der Rheinlande durch Preußen im jähre 1815. 

Die Vereinigung der Rheinprovinz mit der preußifchen Monarchie ift in 
einem weltgefchiditlichen Augenblick erfolgt, der für ganz Europa neue politische 
Verhältnifle heraufführte und für unfer Vaterland in den wichtigjten Fragen 
der Exiftenz und der Verfaßung eine neue Ordnung fchuf. Soeben hatte (ich 
das deutfehe Volk im Befreiungskriege aus tiefer Erniedrigung erhoben und 
von der Herrfchaft Napoleons erlöft. Es hatte eine nationale Wiedergeburt 
erlebt, und die Träger der deutfehen Idee waren nach dem Siege von der 
fehnenden Hoffnung erfüllt, ebenfo wie die we(teuropäifchen Völker, mit denen 
(ie fleh durch alten Kulturzufammenhang verbunden fühlten, die nationale 
Gemeinschaft durch einen das ganze Deutfchland umfaffenden und fiebernden 
ftaatlichen Verband zum Ausdruck zu bringen. Diefes Handeln und Hoffen 
aber fiel in die Epoche, wo ganz We(t* und Mitteleuropa zugleich von einer 
politischen Bewegung ergriffen war, die, ausgehend von der franzöfifchen Revo» 
lution von 1789, den fürftlichen Abfolutismus des 18. Jahrhunderts durch 
moderne, liberale Verfaffungseinrichtungen zu erfetzen fuchte. Die Völker 
ftrebten nach felb(tändigem Anteil an ihrer Regierung. Das Verlangen nach 
der nationalen Selbftbe(timmung und nach einer zeitgemäßen. Verfaffung, 
jedes für fleh und die enge Verflechtung beider, erfüllten im Frühjahr 1815, 
als Preußen die Herrfchaft über die Rheinlande antrat, die öffentliche Meinung 
in Deutfchland und fo auch am Rhein. 

An dem Erwachen diefes deutfehen Nationalbewußtseins, das nach einem 
langen gefchichtlichen Umweg unfer Volk zu politifcher Einheit geführt hat, 
waren die Rheinlande felbßändig kaum beteiligt gewefen. Das ideelle Element 
diefes Bewußtfeins, die Größe und Unabhängigkeit des nationalen Gei(tes= 
lebens von Lefflng und Herder bis zu Goethe und Schiller, das feit 1750 ein 
erßes ftolzes Selbftgefühl und Gemeingefühl zu erzeugen begonnen hatte, war 
in den vorwiegend katholifchen Ländern am Rhein nicht bodenßändig. Die 
Ideenwelt des Klaffizismus und das ihm verdankte Bewußtfein, daß die deutfehe 
Nation die edelfte Ausprägung rnenfchhertlicher Ideale dar(telle, erblühte in 
den proteßantifchen Ländern Deutfchlands, und auch die Romantik, die in den 
nationalen Wurzeln alles Geifteslebens feinen wahren Wert und feine Eigenart 
erblickte, hatte ihre erften Mittelpunkte in )ena und Berlin. Erß nach 1800 
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offenbarte am Rhein die jüngere Romantik ihre der katholifchen Weltanfchauung 
entgegenkommende werbende Kraft, indem (ie die Sehnfucht nach der großen 
vaterländifchen Vergangenheit im Mittelalter weckte. Seit Friedrich Schlegels 
Aufenthalt in Köln während der Jahre 1804.—1807, der hier die Verbindung 
der mittelalterlichen rheinifchen Kun(tblüte mit der ä(thetifch=literarifchen Zeit» 
ftrömung herftellte, und feit im Jahre 1808 der Koblenzer J. Görres von Heidel« 
berg, wo er feinen Bund mit Brentano und der Romantik gefchloffen hatte, in 
die Heimat zurückgekehrt war, fanden diefe Anregungen auf den Gebieten 
von Kunft und Literatur in den Rheinlanden einen Mittelpunkt. 

Mit dem politifchen Element des neuen deutfchen Nationalgefühls verhielt 
es (Idi anders. Das ältere nationalpolitifdie Einheitsgefühl des deutfchen Volks, 
der kraftlofe und zum Handeln unfähige Reichspatriotismus, war im 18. Jahr« 
hundert während des Auflofungsprozeffes des alten Reichs in den großen und 
fortgefchrittenen deutfchen Einzelßaaten, vor allem in Preußen, am ßärkjten 
gelockert und geradezu vernichtet worden. Dort zog fleh das politifche Bewußt* 
fein auf den Partikularismus des lebenskräftigen Einzelßaates zurück und gab 
die Verbindung mit dem allgemeinen Reichsgedanken preis. Dagegen hielt 
gleichzeitig am Rhein, wo neben den fürftlichen Territorien Jülich=Berg, Kleve, 
Kurköln und Kurtrier zahlreiche kleine Herrfchaften, im ganzen über neunzig, 
ihr Dafein frißeten, die kleinftaatliche Zerfplitterung und Rück(tändigkeit mehr 
von dem überkommenen Reichspatriotismus wach, weil der territoriale Parti« 
kularismus nicht befriedigte und das Reich in den politifchen Zwerggebilden 
herkömmlicherweife noch am meiflen Einfluß übte. Als im Jahre 1794 die 
wehrlofen Länder am linken Rheinufer eine Beute der Armeen der franzöfifchen 
Republik wurden, blieb daher noch eine Zeitlang die Hoffnung lebendig, daß 
die fremde Herrfchaft über diefe Länder keine dauernde Trennung von Deutfch« 
land bedeuten werde. Frankreich erklärte zwar fofort den Rhein als feine 
natürliche Grenze. Aber die Leitung des franzöfifchen Untertaneneides wurde 
noch im Jahre 1798 von vielen Rheinländern verweigert. Diefe Haltung hatte 
indeffen keine einheitliche Urfache. In den preußifchen Ländern am Nieder« 
rhein, zu denen das Herzogtum Kleve (feit 1609), das Fürfbentum Moers mit 
Krefeld (feit 1707) und ein Teil des Herzogtums Geldern (feit 1 7 1 1 ) zählten, 
ging fie auf das Bewußtfein der Zugehörigkeit zu dem mächtigen Staate Friedrichs 
des Großen zurück. Sie war alfo preußifch«politifch, nicht deutfch«national 
orientiert. Das wirkte auch auf die Stimmung im rechtsrheinifchen Berg ein, 
das zwar felbft zu Kurpfalz gehörte, aber doch durch feine örtliche Lage zwifchen 
Kleve und der durch ftarke Anhänglichkeit an Preußen ausgezeichneten we|fc» 
fälifchen Graffchaft Mark beeinflußt wurde. In den übrigen linksrheinifchen 
Gebieten, insbefondere in den geißlichen Kurßaaten Köln und Trier fowie 
in den Reichsßädten Köln und Aachen, blieb dagegen das Bewußtfein gefchicht« 
licher, fprachlicher und politifcher Zufammengehörigkeit mit dem übrigen 
Deutschland beftimmend. Es gravitierte durchweg nach Öfter reich und Süd« 
deutfchland, war mit einem (tarken Friedensbedürfnis gepaart und erblickte 
feine wenn auch fchattenhafte politifche Verkörperung in dem habsburgifchen 
Kaifertum. Preußen war hier als gefährlich fler Gegner diefes Kaifertums wenig 
beliebt; für feine ftraffe militärifche Zucht und (taatliche Difziplin fehlte das 
Verjtändnis, da man felbjt von dem Streben nach einer ßarken und unab« 
hängigen Stellung unter den europäifchen Mächten unberührt war. In Koblenz, 
alfo im alten Kurjtaat Trier, äußerte noch im Jahre 1800 J. Görres — der (Ich 
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allerdings drei Jahre vorher mit fcharfer Satire gegen Kaifer und Reich gewendet 
und Frankreich als den einzig rechtmäßigen Erben des linken Rheinufers 
bezeichnet hatte —, Sprache und Nationalgeijt, Sitten und Gefetze diefer Länder 
(bänden ihrer Verbindung mit Frankreich mächtig entgegen. Aber Kaifer und 
Reich traten im Frieden von Luneville 1801 das linke Rheinufer an Frankreich 
ab, ohne daß in Deutfchland die fürftlichen Regierungen oder die öffentliche 
Meinung des Volkes [Ich aufbäumten. Und Preußen handelte ähnlich. Friedrich 
der Große hatte zwar wiederholt daran gedacht, die abgelegenen rheinifchen 
Außenlande gegen Erwerbungen im Often einzutaufchen, unter feinem Nach« 
folger war indeflen feit 1786 das Interefle der preußifchen Krone an ihren 
weßlichen Befitzungen erheblich gewachfen. Dennoch refignierte Preußen jetzt 
ohne Kampf. Im Jahre 1804 richtete dann Napoleon das kraftvolle franzöfifche 
Kaiferreich auf, und er befiegte 1805 Ofterreich, 1806 Preußen. Das alte deutfche 
Reich aber wurde 1806 zu Grabe getragen, nachdem Kaifer Franz 1804 Ofterreich 
zum Kaiferreich erhoben hatte. In diefen Jahren vermummten am Rhein die 
Hoffnungen auf Befreiung von dem fremden Eroberer. Trotz der planmäßigen 
Beeinträchtigung des Deutfchtums im franzöfifchen Schul* und Bildungswefen 
ging zwar das nationale Bewußtfein als Unterftrömung auch jetzt nicht ganz 
verloren. Durch Görres in Koblenz, durch Wallraf und Boifleree in Köln blieb 
das linke Rheinufer in einiger Verbindung mit deutfcher Literatur und Kun(t, 
und das rechtsrheinifche Berg gab auch jetzt feine engeren Beziehungen zum 
deutfcheri Geiftesleben nicht auf. Die romantifchen Ideen erfüllten die rheinifche 
Erinnerung mit glänzenden Bildern aus der deutfchen Vergangenheit. Aber 
alles das war doch zu fchwach, um zu Handlungen oder auch nur zu lauten 
Äußerungen zu ermutigen und ein Gegengewicht gegen die Umgeftaltung des 
ganzen öffentlichen und privaten Lebens in eben diefen Jahren zu bieten. 

In kürzerer Zeit bewirkte die franzöfifche Her rfchaft den völligen Bruch 
mit den noch aus dem Mittelalter (tammenden Zuftänden. Hatte fie fchon auf 
einen Schlag das Elend der Kleinftaaterei befeitigt, das ganze linke Rheinufer 
in vier Departements zufammengefaßt und dem großen franzöfifchen Staats* 
wefen eingegliedert, fo wurde nun auch eine einheitliche Gefetzgebung und 
Verwaltung auf Grund der rechtlidien Abftraktionen der franzöfifchen Republik 
durchgeführt. Alle gefchichtlichen Traditionen wurden zerfchnitten. Die (tän« 
difche Gliederung der Bevölkerung hörte auf. Bisher war der Klerus als Organ 
der katholifchen Kirche, der Adel auf Grund des Vorrechts der Geburt, die 
Stadt infolge ihrer rechtlichen Differenzierung vom Lande vor dem Bauern« 
jtand ausgezeichnet. Kirche und Adel hatten perfönliche und dingliche Rechte 
über die Bauern und (fanden zwifchen ihnen und der (taatlichen Gewalt. Diefe 
Privilegien wurden befeitigt, und Stadt und Land, die beiden feit dem Mittel« 
alter rechtlich und wirtfchaftlich getrennten Elemente des (taatlichen Aufbaues, 
wurden gleichge(tellt. Der ausgedehnte Kirchenbefitz, der insbefondere auf 
dem Lande (tark überwog, aber auch in den Städten die Entwicklung hemmte, 
wurde fäkularifiert, zufammen mit dem Kammergut der früheren Regierungen 
zum Domänengut erklärt, durch öffentliche Verweigerungen parzelliert und in 
den freien Handelsverkehr gebracht. Das Zeh ntrecht der Kirche, die Grund« 
ßeuerfreiheit des Adels und der Kirche wurden ebenfo wie ihre Gerichts« und 
Polizeigewalt über die Bauern aufgehoben. Der Bauer wurde durchweg zum 
freien Grundbefitzer, ohne alle Verpflichtung zu Frondienften, fo wie es der 
Stadtbürger feit jeher war. Der Adel galt nach dem franzöfifchen Vorbild von 

1* 
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1789 als abgefchafft. Seine politifche Rolle fand zufammen mit den alten Terri» 
torien ein fchnelles Ende. Sofort lernte fich die ganze Bevölkerung als ein 
einheitliches Staatsbürgertum fühlen, das nur den allgemeinen und f ü r alle 
geltenden Gefetzen unterworfen war und dem Staate gleichberechtigt gegen« 
überftand. Die franzöfifche Verfafiung vom Jahre 1799 trat an die Stelle der 
(tändifchen Verfafiungen, die in den rheinifchen Territorien bis in die Zeit 
der Fremdherrfchaft in Wirkfamkeit geblieben waren, weil der fürftliche Abfo» 
lutismus hier keinen Vorkämpfer fand. Hatten fie die Vertretung der Intereffen 
des flachen Landes dem Adel allein kraft eigenen Rechts, unter völligem Aus» 
fchluß der Bauern, und einzelnen Städten die Vertretung der gefamten (tädtifchen 
Interefien überladen, außerdem aber in den geiftlichen Kurftaaten den katho« 
lifchen Klerus privilegiert, fo verdankten nun Stadt und Land der Verfafiung 
des durch die Revolution verjüngten und demokratifierten franzöfifchen Staates 
gleichmäßige, nur vom Befitze des (taatlichen Bürgerrechts abhängige und durch 
Wahlen von Repräfentanten im modernen Sinn ausgeübte politifche Rechte. 
Die Rheinlande nahmen als franzöfifche Departements teil an der repräfen« 
tativen Regierungsform des franzöfifchen Staats. Die Bevölkerung wurde 
durchweg in Gemeinden, wiederum ohne jede rechtliche und (tändifche Unter® 
fcheidung von Stadt und Land, gegliedert. Nach Kommunalbezirken wählte 
fie die Liften ihrer Vertrauensmänner f ü r die Bezirks» und die Departements» 
Verwaltung, fowie ihre Vertretung in der gefetzgebenden Kammer zu Paris, 
welche zugleich die jährlichen Abgaben und die Aushebung der Militär»Kon» 
fkription zu bewilligen hatte. Jeder einzelne Bürger trat fo ohne Zwifchen« 
glieder in ein unmittelbares Verhältnis zum Staat. Durch Napoleons Allgewalt 
verkümmerten zwar die kon|titutionellen Rechte im ganzen Kaiferreich, aber die 
Gleichheit aller Bürger vor dem Recht, die gleichmäßige Verteilung der Steuer« 
pflicht nach dem Vermögen ohne jede Privilegierung, auch die Freiheit des 
religiöfen Bekenntnifles waren garantiert. Die Gefetzbücher Napoleons fchufen 
ein einheitliches Zivil», Straf» und Handelsrecht. Die Öffentlichkeit und Münd» 
lichkeit des Strafprozefles, fowie die Teilnahme der Laien an diefem Prozeß 
in der Form der Gefchworenengerichte wurden durchgeführt. Gewerbefreiheit 
trat an die Stelle des lokalen, Stadt und Land trennenden Zunftzwangs. Die 
freie Verbindung von Kapital und Arbeit begann die Umbildung der Gefell» 
fchaft im neuzeitlichen Sinne, und von der Tatfache, daß das Rheinland an dem 
wirtfchaftlichen, durch neue Erfindungen angebahnten Auffchwung früher als 
das innere Deutfchland teilnahm, traten vorderhand nur die gün|tigen Wir» 
kungen zutage. Die franzöfifche Herrfchaft, die eine an den G r u n d der gefell» 
fchaftlichen und politifchen Zuftände der Rheinlande reichende Umwälzung 
bedeutete, führte zwar fchwere Kriegs» und Steuerla|ten, aber doch auch große 
Fortfehritte auf dem wirtfchaftlichen Gebiet herbei. Durch die Parzellierung 
und Mobilif ierung des Grundbefitzes der Toten Hand und des Adels be= 
reicherten fich Stadtbürger und Bauern. Handel und Gewerbe erhielten fo 
eine rege Kapitalzufuhr. Durch die franzöfifche Regierung wurde die rheinifche 
Indu(trie vielfeitig gefördert. Sie hatte ihre Sitze nicht nur in den Städten, 
fondern auch auf dem Lande, mit defien Bodenfehätzen und Waflerkräften fie 
zum Te i l enge verknüpft war. Aus ihr entwickelte fleh eine bürgerliche Ober» 
fchicht, eine der franzöfifchen Bourgeoifle verwandte G r u p p e von Notabein, 
deren öffentliches Interelfe fich auf die Wirtfchaftspolitik konzentrierte, weil 
unter der Fremdherrfchaft der allgemeinpolitifchen Betätigung der Unter* 
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worfenen natürliche Schranken gefetzt waren. Willkürliche Eingriffe der Re« 
gierung und mannigfache Mißbräuche der Verwaltung, vor allem die Ge* 
heimpolizei, forderten wohl die Kritik heraus, aber für Straßen und Verkehrs« 
wefen wurde zum erjten Male feit den Tagen der Römer von Staats wegen 
wieder in großem Stil geforgt. Das franzöfifche Kaiferreich bot den Bewohnern 
des linken Rheinufers ein weites, durch Schutzzölle gedecktes Abfatzgebiet für 
ihre Gewerbe und Indu(trieen, während allerdings das indultriell am weite(ten 
vorgefchrittene rechtsrheinifche Großherzogtum Berg, das einen befondern, 
aber unter ähnlicher Verfa(Tung und Verwaltung (teilenden Staat bildete, durch 
die Zollgrenze am Rhein und insbefondere durch die Kontinentalfperre nach 
1806 empfindlich gefchädigt wurde. Die franzöfifchen Präfekten endlich waren 
zwar zum Teil raubfüchtige Erpre|fer, zum Teil aber fo ausgezeichnete Beamten, 
daß ihr glänzender Ruf bei der rheinifchen Bevölkerung nach 1 8 1 5 noch auf 
Jahrzehnte vorhielt. 

So fügte man fich nach 1801 ohne Widerjtand und Widerfpruch dem, was 
unabwendbar fchien. Man fah, wie der Düfleldorfer J. P. Brewer im Juni 1 8 1 6 
fchrieb, die franzöfifche Verfaffung und namentlich die Abfchaffung der Fron« 
dienfte, die gleiche Verteilung der Abgaben, die Mäßigung der Vorrechte des 
Adels und die Öffentlichkeit der Gerichte als einigen Erfatz für die verlorene 
Nationalität an. Das deutfche Gefühl verlor von Jahr zu Jahr an Bewußtfein 
feiner felbft, und bei manchen, insbefondere bei denen, die unter Napoleons 
Fahnen an dem Ruhm der franzöfifchen Armee teilnahmen, ent(tanden franzö= 
fifche Sympathieen.' „Wir hatten uns mit den Franzofen abgefunden und refig= 
niert", äußerte Görres 1818, „die Befreiung des Vaterlandes war fchwerlich 
von uns zu erwarten." Das Verlangen, daß das deutfche Volk als fichern Hort 
feiner von der Romantik wiedererfchloflienen nationalen Kultur den nationalen 
Staat er(treben folle, wurde nicht laut. Nicht vom Rheinlande i|t denn auch 
der Ruf und Anjtoß zur Befreiung der deutfchen We(tmark vom franzöfifchen 
Joch ausgegangen. Diefer Ruf kam vielmehr von außen. Er hatte feinen Un» 
fprung in dem neuen, anders gearteten, lebenskräftigen und wagemutigen 
Nationalbewußtfein, das fich unter dem Drucke der napoleonifchen Herrfchaft 
nach der Schlacht von Jena im Jahre 1806 im 0|ten, auf dem alten preußifchen 
Boden, aus der Verfchmelzung deutfchen Gei(teslebens mit der noch erhaltenen 
politifchen Kraft des preußifchen Staats entwickelte. 

Unter der Führung von Fichte und Arndt, Schleiermacher und Humboldt, 
Stein und Hardenberg, Scharnhorft und Gneifenau gingen diefe beiden Kräfte 
dort in den Jahren 1 8 0 7 — 1 8 1 2 eine folgenreiche Verbindung ein. Die deutfche 
Bildung, die aus dem jungen nationalen Geiftesfchaffen, aus Dichtkun|t und 
Philofophie, erwachfen war und in Schiller, dem Herold der kantifchen Ethik, 
ihre (tärk(te und ausgebreitet^ Wirkung hervorgebracht hatte, wandte fich 
dem Staate zu, um ihm durch die volle Hingabe der Bürger an die öffentlichen 
Aufgaben nicht nur organifches Leben und vermehrte Kraft zu verleihen, 
fondern auch feine fittliche Würde zu jteigern und ihn auf eine höhere Kultur* 
ftufe emporzuheben. Das Preußen Friedrichs des Großen war das Mufter 
des abfoluten Militär« und Beamtenftaats gewefen, ohne jede Teilnahme der 
bevormundeten bürgerlichen Bevölkerung am öffentlichen Leben. Auch der 
Mechanismus des am fe(te|ten gefügten deutfchen Staats erwies fich aber 1806 
als zu fchwach gegenüber der Umgeflaltung Europas, die durch die braufenden 
Volkskräfte der franzöfifchen Revolution hervorgerufen wurde. Durch die 
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Reformarbeit einer Gruppe von Patrioten, die felbjt nicht Preußen von Geburt 
waren, aber nach der Schlacht bei Jena an den Staat des großen Königs ihre 
Zukunftshoffnungen knüpften und feiner Regierung ungerufen, aus freiem 
Antrieb, ihre Mitwirkung darboten, begann der preußifche Staat (ich nun einer 
modernen Staatsanfchauung zu erfchließen. 

U m die politifche Selbftbeftimmung wiederzuerlangen und die Gewalt 
Napoleons abzufchütteln, wollte die preußifche Reformpartei eine neue Volks« 
gefinnung fchaffen und die Machtmittel des Staates mit neuem Geifte erfüllen. 
Die Maf fe der Bevölkerung mußte zu diefem Zwecke in enge Verbindung mit 
dem Leben des Staates gebracht werden. Das wirkte zunächft auf die Armee 
ein. Vorher war das preußifche Heer eine (tehende Armee gewefen, zufammen« 
gefetzt aus um Lohn, und zwar durchfchnittlich zwanzig Jahre hindurch, dienen« 
den Berufsfoldaten, die zur Hälfte geworbene Ausländer waren, und geführt 
von einem Offizierkorps, das fa(t ganz dem Landadel entflammte. Es beruhte 
auf dem Gedanken eines vom Bürgertum abgetrennten befondern Soldaten« 
(tandes und war das eigentliche dynaftifche Machtmittel in der Hand des abfo« 
luten Königs. Nun (ollte der Wiederaufbau der bei Jena von dem Nationalheer 
der Franzofen zertrümmerten Armee nach dem Grundfatze der allgemeinen 
Dienjtpflicht erfolgen. Es follten fortan nur noch preußifche Untertanen, aber 
die gefamte dienfttaugliche Bevölkerung des Staates vom 20. Lebensjahre an, 
unter die Waffen gerufen werden. Das Bewußtfein, daß die Verteidigung des 
Vaterlandes heilige Pflicht aller Männer fei, follte allgemein werden. Nach dem 
Wehrgefetz vom 3. September 1 8 1 4 , das das dauernde Ergebnis diefer Be= 
Itrebungen zufammenfaßte, gehörte ein mäßiger Te i l der wehrhaften Mann* 
fchaft als Linientruppe drei Jahre der fchlagfertigen flehenden Armee an 
und wurde fpäter der Landwehr zweiten Aufgebots zugeteilt. Die Mehrzahl 
aber wurde von vornherein als Landwehr erften Aufgebots eingezogen, und 
fie hatte außer regelmäßigen einzelnen Exerziertagen eine zufammenhängende 
jährliche Ubungszeit von nur wenigen Wochen. Sie follte fleh wohl auch 
mit dem wehrhaften Geift der allgemeinen Dienftpflicht durchdringen, aber 
doch mit dem bürgerlichen Leben in Verbindung und nur im Kriegsfall längere 
Zeit unter den Waffen bleiben. 

Die Reform rief den Bürger nicht nur zur Teilnahme am Heer, fondern über« 
haupt am Staat auf. Vor 1806 war der preußifche Gefamtftaat eine abfolute 
Monarchie. Nicht in ihm, fondern nur in den einzelnen Territorien, aus denen 
Preußen zufammengewachfen war, hatte es feit Alters Stände als korporative 
Organifationen der privilegierten Klaffen, wiederum vorwiegend des Grundadels, 
gegenüber dem Fürften gegeben. Seit hundert Jahren hatte aber der abfolute 
Monarch diefe Stände kaum noch zu Landtagen berufen, vielmehr den ganzen 
Staat felbftändig mit Hilfe feines Beamtentums regiert, deflen f ü r den Geift der 
Regierung entfeheidende Stellen aber ebenfo wie das Offizierkorps im wefent« 
liehen diefem Landadel , als Erfatz für die ihm entzogene (tändifche Betätigung zu 
eignem Recht, vorbehalten. N u n follte der preußifche Staat zunächft dem G r u n d -
fatze bürgerlicher Rechtsgleichheit an Stelle (iändifcher Geburtsvorrechte und 
Selbftfucht erfchloffen, die Privilegierung des Adels follte befeitigt, die Erb« 
Untertänigkeit der Bauern aufgehoben, dann aber die Monarchie durch eine mo« 
derne, repräfentative Verfaf fung befchränkt werden. Die Kra f t des Staates follte 
durch diefe Mitarbeit des Volkes eine Steigerung erfahren. Bauernbefreiung, 
Gewerbefreiheit, örtliche Selbjtverwaltung der Stadt» und Landgemeinden, 
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der Kreife und Provinzen follten die cntfcffcltcn Volkskräfte zu wirkfamer 
Teilnahme am öffentlichen Leben befähigen und Schulen. Die preußifche 
Tradition faßte den Staat als Selbßzweck, und fle legte den Nachdruck des 
Staatszwecks nicht auf die Wohlfahrt und das Glück des einzelnen, [bndern auf 
die Erhaltung und Stärkung der Gefamtheit. In diefem Sinne hatte Friedrich 
der Große ("ich als den erften Diener des Staates betrachtet, und die volle Hin« 
gäbe an den Staat war der Gei[t, in dem das Beamtentum und das Offizierkorps 
zu wirken gewohnt waren. Diefes Staatsgefühl mit dem kategorifchen Imperativ 
der Pflicht follte jetzt auch im Volke verbreitet werden. Die Reformer waren 
vorwiegend von der Staatstheorie Kants beeinflußt, wonach durch eine all» 
mähliche Umbildung des fürftlichen Abfolutismus, der „die Bürger wie Kinder 
behandelte", der Staat ein bewußtes bürgerliches Gemeinfchaftsleben mit fltt» 
lichem Gepräge werden follte. Jeder Bürger habe nicht nur in der Armee mit 
feinem Leben für den Staat einzutreten, fondern auch (on(t fo zu handeln, 
daß feine perfönliche Maxime zugleid) allgemeines Gefetz fein könne. Dem» 
gemäß follten die Bürger einen felbßändigen Anteil am Staate, insbefondere 
an der Gefetzgebung, erhalten, Staatsbürger werden und Staatsbürgerliche 
Freiheit erlangen, aber diefe Freiheit war fo gedacht, daß jeder einzelne 
freiwillig im Sinne des Gemeinwesens handelte. Krone und Volk follten fortan 
gemeinfam als zwei von Vertrauen zueinander erfüllte Faktoren wirken; dem 
Staat aber wollte man, indem er auf eine breite und volkstümliche, von ethifchen 
Prinzipien geordnete Grundlage geftellt wurde, die Kraft verleihen, den 
Schweren Kampf gegen den feindlichen Unterdrücker (legreich durchzuführen. 

Das erneuerte preußifche Staatswefen aber hatte (ich nach der Meinung 
der Patrioten der deutfchen Idee unterzuordnen. Der Wiederaufbau Preußens 
follte nicht diefen Staat als egoiftifchen Sonderftaat im alten Sinne wiederher«< 
(teilen, fondern ihn vielmehr zum hingebenden Mitarbeiter an einer größern, 
nationalen Staatsfchöpfung umgeftalten. Der nationale Staat allein, fo lehrte 
Fichte 1807, biete der nationalen Kultur Gewähr und Dauer. In einem neuen 
Deutfchland follte Preußen ebenfo wie die übrigen deutfchen Sonder(taaten 
aufgehen. Nach Gneifenaus und Jahns 1808 zuerjt ausgesprochenen Wünfchen 
hatte aber Preußen den Beruf, Vormacht und Haupt des neuen Reiches zu wer« 
den. Deutschlands Zerfplitterung war die Urfache feiner Schwäche gewefen. Selbft 
die beiden größten Staaten, 0(terreich und Preußen, mußten noch 1812 Napoleon 
Schimpfliche Heeresfolge gegen Rußland leiften. Die ganze deutfche Nation 
Sollte daher in Zukunft durch ein unlösliches (taatliches Band zufammengefaßt 
und gekräftigt werden. Das deutfche Volk als Ganzes follte fich als politifche 
Einheit fühlen lernen. 

Alles das war im Werke, aber noch nicht vollendet, als im Herbjt 1812 
die Kata(trophe in Rußland zum Handeln drängte. König Friedrich Wilhelm I I I . 
hatte, erfchüttert durch das Unglück Seines Staates Seit dem Tage von Jena, dem 
Verlangen der Patrioten nach einem freiem und würdigern Verhältnis zwifchen 
Staat und Volk weit nachgegeben. Sein zweifelnder und zurückhaltender Sinn 
blieb inde(Sen ftets beforgt, wie es ihm gelingen werde, die alte Autorität der 
Krone gegenüber dem ftürmifchen Drängen der neuen volksmäßigen Be« 
wegung zu behaupten. Ihrem brennenden Wunfche zur T a t kam endlich am 
17. März 1815 fein Aufruf „An mein Volk" entgegen. Erfüllt von einem 
neuen preußifch^deutfchen, politifchen und patriotischen Hochgefühl, und 
dennoch unter der Führung feiner angeßammten Monarchie, zog das preußifche 
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Volk im Begei(terungs|turm des Frühjahrs 1 8 1 3 in den Kampf für die Freiheit. 
Und diefes Hochgefühl drang während der nächften Monate auch über die 
preußifchen Grenzen in die übrigen deutfchen Länder hinüber. 

Aus diefer Entwicklung heraus aber gefchah es, daß im November 1 8 1 2 
der durch feine Geburt dem Rheinlande nahegehende Freiherr vom Stein 
und feine treuen Mitarbeiter E. M . Arndt und J. Gruner während ihres Auf» 
enthalts am ruffifchen Hofe dem bevorftehenden europäifchen Kriege die Auf* 
gäbe (teilten, das der Fremdherrfchaft verfallene deutfche Land weltlich vom 
Rheine bis zu der Scheide, den Ardennen und Vogefen zu befreien und wieder 
mit dem Vaterlande zu vereinigen. E . M . Arndt wurde fchon im Augujt 1799, 
wo er zum erftenmal auf dem linken Rheinufer verweilt und den herrlichen 
Strom erblickt hatte, zornig erregt, als er fah, wie die Franzofen hier ihr Herren= 
recht übten und das rheinifche Land und Volk feiner natürlichen Eigenart 
beraubten. Den Feind vertreiben und ein einiges Deutfchland aufrichten, dem 
auch die Länder am linken Rheinufer wieder zugehörten, das war nun das 
Programm der Patrioten. Da fie damals in der preußifchen Regierung und 
Armee die Führung hatten, fo vermochten fie vom Februar 1 8 1 3 ab auch die 
offizielle preußifche Politik in diefe Bahn zu bringen. Die Aufrufe des Königs 
appellierten nicht nur an preußifche, fondern an allgemein deutfche Gefühle : 
Preußen follte das franzöfifche Joch abwerfen und fich zum wehrhaften Schutz« 
herrn der deutfchen Nation erheben. 

Für diefen nationalftaatlichen Gedanken aber war das Gefühl der Rhein= 
länder felbft leicht zu entzünden. Daß nur die Zerfplitterung Deutfchlands 
es den Franzofen ermöglicht hatte, die Teile einzeln zu knechten und die Länder 
am Rhein zu unterjochen, war hier feit dem Jahre 1794 für niemanden zweifei« 
haft. Sobald die Nachricht von der Niederlage Napoleons in Rußland eintraf, 
fchon im Januar 1 8 1 3 , noch ehe Preußen fich zum Krieg entfchloß, kam es auf 
dem rechten Rheinufer in dem wirtfchaftlich benachteiligten Berg, in Solingen 
und Elberfeld, zu einem (allerdings vergeblichen) Auf|tand wider die Franzofen. 
Nach der Leipziger Schlacht vom 18. Oktober 1 8 1 3 aber, als E. M . Arndt die 
anfeuernde Parole: „ D e r Rhein Deutfchlands Strom, aber nicht Deutfchlands 
Grenze" ausgab, wurde die nationale Stimmung am Rhein allgemein. „ D i e 
Rheinländer empfingen die Alliierten als ihre Befreier mit offenen Armen; 
das Gefühl der Knechtfchaft war weg, das jeder von uns zur Franzofenzeit 
mit fich herumtrug", fchrieb der bergifche Predigersfohn J. F . Benzenberg, 
der in den näch|ten Jahren als der „erße rheinifche Liberale" eine bemerkenss 
werte publiziftifche Tätigkeit entfaltete. Als dann in der Neujahrsnacht 18 14 
Blücher bei Caub über den Rhein gefetzt war, begann am 25. Januar J. Görres 
in Koblenz die Herausgabe des Rheinifchen Merkur, des Preßorgans, das als 
erfte politifche Zeitung Deutfchlands zwei Jahre hindurch am Rhein den Sinn 
für das öffentliche Leben nicht nur durch heftige Angriffe auf alles Franzöfifdie, 
fondern auch durch anfeuernde und auffehenerregende Erörterung aller Fragen 
der Regierung und Verwaltung, der politifchen, der geizigen und der materiellen 
Intereflen Deutfchlands weckte. Hier knüpfte Görres im patriotifchen Gei(te 
von Arndt und Gruner wieder an die Gedanken an, die er im Jahre 1800 geäußert 
und die er in der Zwifchenzeit durch feine Verbindung mit der Romantik ver« 
tieft hatte, ohne fie indeffen öffentlich zu vertreten. Noch im Jahre 1810 hatte 
er fich vielmehr verzweifelnd über Deutfchlands nationalpolitifche Zukunft 
ausgefprochen. „ Jahrelang" , fo fchrieb er jetzt, „dauerte der Widerftand der 
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Deutfchen am linken Rheinufer gegen die ausländifche Macht. Als endlich 
politifche Verhandlungen ihr Schickfal unwiderruflich beftimmt hatten, fügten 
fie (ich dem Unabwendbaren und wurden ruhige, gehorfame Untertanen, aber 
ihr Herz blieb bei ihrer Nation, und fie hörten nicht auf, Deutfche zu fein. 
Die Maffe des Volkes ift durch alle die Zeit der fremden Herrfchaft fich felbft 
gleich geblieben. Die verbündeten Heere haben uns einen Beweis gegeben, 
wie fie die alte Landsmannfchaft in uns ehren, dadurch daß fie gleich beim Ein» 
rücken uns als Freundesvolk behandelten. Es ift billig, daß wir Freundfchaft 
um Freundfchaft geben, und wir wiffen, welches die Pflichten find/ deren Er= 
füllung das Vaterland von jedem fordert." Hatten fich auf die hinreißenden 
Proklamationen des zum Generalgouverneur ernannten J. Gruner fchon vor 
Neujahr 1 8 1 4 im Bergifchen Lande taufend Freiwillige für das Feldheer der 
Verbündeten geftellt und als Landfturm „das Banner des Siebengebirges" 
entfaltet, fo verlegte Gruner vom Februar 1 8 1 4 ab feine belebende Tätigkeit 
auf die linke Rheinfeite. Das klangvolle Pathos feiner Aufrufe forderte am 
26. Februar die Männer und Jünglinge vom Rhein, von der Mofel und Saar 
„zum freiwilligen Kampfe für das alte gemeinfame deutfche Vaterland" auf, 
und am 2. April verfügte er auch die Bildung einer Landwehr des „deutfchen 
Niederrheins". Damit verband fich die nationale Propaganda des Feuerkopfs 
Görres. Audi Arndts begeijternde Schrift „Was ift Landwehr und Landfturm?" 
und fein „Katechismus für den deutfchen Kriegs= und Wehrmann" wurden 
in Koblenz und Köln wiederholt gedruckt. Der nationale Gedanke trium= 
phierte. Ein Unterfchied trat aber deutlich zutage. In den früher preußifchen 
Gegenden am Niederrhein, wo bis zum Jahre 1801 die Anhänglichkeit an die 
alte Herrfchaft vielfach zum Ausdruck gekommen war, insbefondere in Krefeld 
und Kleve, knüpfte die Stimmung unmittelbar an diefe Vergangenheit an. 
Sie wurde eine Verfchmelzung preußifch=deutfcher Gefühle in der Art der 
preußifchen Patrioten. „Hier ift eine ganz vortreffliche deutfche, befonders 
aber preußifche Stimmung. Der König kann wohl kaum in feinem Reiche 
Untertanen haben, welche mit mehr Enthufiasmus an ihm hängen, als die der 
hiefigen Gegend, der hiefigen Stadt" , fchrieb ein Krefeld am 2 1 . März 1814. 
paffierender Lützower Jäger. Der Wunfeh, daß die Wiedervereinigung mit 
Deutfchland zugleich die Wiedervereinigung mit Preußen bringen werde, war 
hier vorherrfchend. Im übrigen Rheinland aber, wo diefe dynaftifche Tradition 
fehlte, wo man fich vielmehr früher zumeift in politifchem und konfeffionellem 
Gegenfatz zu Preußen gefühlt hatte, bedeutete die Hoffnung, für immer wieder 
mit dem Deutfchtum verbunden zu fein, nicht zugleich den Wunfeh, preußifcb 
zu werden. Doch fchätzte man Preußen hoch als den Staat, der durch feine 
glorreiche volkstümliche Erhebung im Frühjahr 1 8 1 3 die Entfcheidung ange= 
bahnt hatte und durch feine Wehrmacht als ftarker Bürge deutfeher Freiheit 
und Kraft erfchien. 

Die fchnelle Eroberung von Paris durch die verbündeten Mächte am 
3 1 . März 18 14 dämpfte die kriegerifche Stimmung am Rhein, bevor fie zu 
Taten führen konnte, und es dauerte noch ein langes Jahr, bis es feftftand, 
in welcher Form die Angliederung der Rheinlande an Deutfchland fich voll« 
ziehen follte. Die proviforifche Verwaltung im Namen der Alliierten blieb 
aber bis zum Frühjahr 1 8 1 5 in der Hand von preußifchen Beamten, und zwar 
folchen, die der Gruppe der Patrioten angehörten. Neben Gruner war ein 
anderer früherer Mitarbeiter Steins, J. A. Sack, als Generalgouverneur tätig. 
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Audi E . M . Arndt lebte und wirkte vom April bis zum Juni 1814. am Rhein, 
wo er nun „d ie rechte Teutfchheit" am fchön(ten ausgeprägt fand. Preußen 
trat alfo in diefer Zeit, wo die Frage der zukünftigen Gewalt der deutfehen 
Einheit und des Verhältniffes der Einzelftaaten zu einer neuen Zentralgewalt 
alle Gemüter bewegte, den Rheinlanden mit der edlen und gewinnenden 
Perfönlichkeit diefer Männer nahe, die einen engen Bund zwifchen den deutfehen 
Regierungen und dem felbßtätig mitwirkenden Volk erßxebten und zugleich 
den Gedanken des Aufgehens von Preußen im neuen Deutfchland verkörperten. 
Sie haben hier mit ihrem Appell an die Volkskräfte vollen Anklang gefunden 
und die er(te nationalpatriotifche Aufwallung lebendig erhalten. Im November 
1 8 1 4 trat dann der Wiener Kongreß zufammen, der die Neuordnung der 
politifchen Verhältniffe Deutfchlands begann. Als noch vor feinem Abfchluß 
Napoleon im März 1 8 1 5 unverhofft von Elba nach Paris zurückkehrte und 
feine Armee in Belgien bildete, richtete am 24. März und 5. April 1 8 1 5 J . A . 
Sack von Aachen aus wiederum den Ruf zu den Waffen „ f ü r die Verteidigung 
des deutfehen Vaterlandes" an die rheinifchen Männer und Jünglinge. Von 
Köln aus rief ihnen Arndt am 18. Mai zu, mit Zuverficht und Freude in den 
Streit zu ziehen. Es gelte zu beweifen, daß deutfehes Blut in ihren Adern fließe 
und daß fie würdig feien, „wieder die geliebten Kinder eines deutfehen Herr« 
fchers zu heißen und dem alten heiligen Volke und Reiche der Deutfehen wieder 
anzugehören. Die deutfehe Sache i(t die gute Sache, und der deutfehe Krieg 
ift der gerechte K r i e g " . Freudig und in Scharen find die Rheinländer ohn« 
Unterfchied dem Rufe gefolgt. Und diefes Mal kamen (le an den Feind. Bei 
Ligny und bei BellenAlliance haben fie im Juni 1 8 1 5 tapfer, und zwar u n W 
den preußifchen Fahnen, gefochten. S ie waren inzwifchen fclbft Preußen 
geworden. Der Wiener Kongreß hatte am 10. Februar 1 8 1 5 , noch ehe er die 
allgemeine Entfcheidung über die zukünftige Geftaltung Deutfchlands fällte, 
die Rheinlande nebfl: Weftfalen der preußifchen Krone zugefprochen. Aus 
Wien, vom 5. April 1 8 1 5 , datierten die Proklamationen und die beiden Befitz* 
ergreifungspatente, durch welche König Friedrich Wilhelm I I I . die Rheinlande 
der preußifchen Monarchie einverleibte. 

Preußen faßte fo auf Grund eines Befchlufles des Wiener Kongre(fes von 
neuem, und zwar in viel ausgedehnterm Maße als vorher, Fuß in der deutfehen 
Weftmark. Auch Ofterreich, die andere deutfehe Großmacht, hatte früher im 
We|ten als abgefprengte Gebiete Belgien und (am Oberrhein) den Breisgau 
befeflen. Ofterreich weigerte fleh jedoch, nun wieder die Wacht am Rhein mit= 
zuübernehmen; es ließ fich vielmehr durch den Wiener Kongreß in Italien ent« 
fchädigen. Diefe Maßnahmen des Wiener Kongreffes aber erfolgten wie alle 
feine Befchlüffe, die über die Zukunft Deutfchlands entfehieden, ohne jede 
Mitwirkung des deutfehen Volkes, in der aus dem Zeitalter des Abfolutismus 
überkommenen Weife durch die fürftlichen Regierungen allein. Im Augen® 
blicke der Befreiung der deutfehen Nation von dem äußern Feinde wurde alfo 
offenbar, daß ein felbftändiger Anteil des deutfehen Volkes an feiner zukünftigen 
Entwicklung im Geifte modernen Verfaffungslebens noch keineswegs J>ge« 
fichert war. 

Eine felbßändige Mitwirkung des deutfehen Volkes neben den Fürften 
bei der Geftaltung des „wiedergeborenen Deutfchland und feiner Ver fa f fung" 
war zwar in Würdigung der felbßtätigen Volkskräfte, die in der nationalen 
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Erhebung wirkfam waren, am 25. März 1 8 1 3 , beim Beginn des Freiheitskrieges» 
im Namen der preußifchen Regierung ausdrücklich zugeftanden worden. „ J e 
fchärfer in feinen Grundzügen und Umriffen dies Werk heraustreten wird, 
aus dem ureigenen Geifte des deutfehen Volkes, defto verjüngter, lebenskräftiger 
und in Einheit gehaltener wird Deutfchland wieder unter Europas Völkern 
erfcheinen können." Aber fchon im Auguft 1 8 1 3 hatte Ofterreichs Anfehluß 
an Preußens und Rußlands Koalition gegen Napoleon zu einer andern Haltung 
der deutfehen Regierungen gegenüber den Einheitsbeftrebungen der Nation 
geführt. 

Ofterreich kannte keine patriotifche Reformbewegung nach Art der preu« 
ßifchen. Sein leitender Staatsmann Metternich wünfehte vielmehr die Unter« 
drückung aller nationalpolitifchen Begebungen, weil fie in dem bunten Völker« 
gemifch des habsburgifchen Reiches nur zerfetzend wirken konnten. So ftand 
er auch der deutfehen Einheitsbewegung von vornherein ablehnend gegenüber. 
Darin beftärkte ihn die Erwägung, daß in einer Zeit, wo das auflebende nationale 
Volksbewußtfein fich flls ftaatsbildende Kraft geltend zu machen fuchte, ein 
aus zahlreichen Nationen gemifchter Staat wie der öfterreichifche, deflen deutfehe 
Gebiete kaum ein Viertel des Ganzen ausmachten und deffen Politik dem 
deutfehen Leben entfremdet war, unmöglich zum beherrfchenden Mittelpunkt 
eines (tarken deutfehen Reiches werden konnte. Die Idee eines nationalen 
Reichs führte vielmehr, was allerdings damals nur von fehr wenigen Zeitgenoffen 
erkannt wurde, mit innerer Notwendigkeit zu einer Hegemonie des preußifchen 
Staates, der die meiften deutfehen Untertanen zählte und außer feinen deutfehen 
Elementen nur wenige Bruchftücke fremder Nationen in (ich fchloß. Ein deutfeh« 
nationales Reich konnte nur durch Preußen gefehaffen und geleitet werden. 
Eine Vereinigung aller deutfehen Staaten zum Schutze nach außen (tand aller« 
dings auch mit dem öfterreichifchen Intereffe im Einklang. Aber fie durfte kein 
auf der nationalen Idee aufgebauter Bundesftaat mit einheitlicher Staatsgewalt 
werden. Kaifer Franz I. wollte denn auch felbft nicht an die Spitze eines neuen 
deutfehen Reiches treten, ebenfowenig aber fich einer andern Spitze unter« 
ordnen. Ein lockeres föderatives Band fouveräner deutfeher Einzelftaaten war 
für Ofterreich das Erwünfchte. So wurde Ofterreich zum natürlichen Schutz« 
herrn des Selbfterhaltungstriebes der einzelftaatlichen Souveränetät, während 
die von der nationalen Bewegung verlangte ftarke Zentralgewalt nur durch 
eine Verminderung der Autonomie der Einzelftaaten entftehen konnte. Indem 
Metternich im Oktober 1 8 1 3 durch Geheimverträge mit Bayern und Württem« 
berg zunächft den beiden füddeutfehen Königreichen für ihren Anfchluß an die 
Koalition gegen Napoleon ihre volle Souveränetät für die Zukunft garantierte 
und diefe Garantie fpäter auch den übrigen Rheinbundftaaten bot, fchuf er die 
erfte von den Leitgedanken der nationalen Erhebung in Preußen abweichende 
Grundtatfache für die Weiterentwicklung der deutfehen Einheitsfrage. Der 
ungefchmälerte Fortbeftand des deutfehen Partikularismus trat in erklärten 
Gegenfatz zu dem populären Einheitsftreben, das eine weitgehende Befchränkung 
fonderftaatlicher Souveränetät zugunften einer neuen Zentralgewalt vor« 
ausfetzte. 

In diefer entfeheidenden Grundfrage aber trat der preußifche König fofort 
an die Seite von Ofterreich. Die Schwierigkeit des freiwilligen Aufgehens der 
Einzelftaaten in einer neuen ftaatlichen Einheit Deutfchlands war unüber« 
windlich, folange die Einzeldynaftieen ftark und gleichberechtigt fortbeftanden, 
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und die Idee einer preußifchen Hegemonie in Deutfchland konnte mit den 
damaligen Kräften Preußens felbjtändig kaum verwirklicht werden, entfprach 
aber insbefondere der nüchternen Denkart Friedrich Wilhelms I I I . nicht. Er 
wollte ebenfowenig Kaifer eines neuen deutfehen Reiches werden wie Franz I. von 
0|terreich. Seinem konfervativ»legitimi(tifchen Grundzuge lag die Zu|timmung 
zu der öjterreichifchen Politik näher, die allen großen Entfchließungen auswich, 
dagegen einen friedlichen Dualismus von Preußen und OJterreich und darin 
die Ausficht eröffnete, die Zukunft des preußifchen Staates ohne (tarke U m -
wälzungen an die Vergangenheit anzuknüpfen. Sie bot zugleich einen Rückhalt 
gegen den neuen Gei(t in Volk und Armee, gegen das überjtarke Anwachfen 
der liberalen Kräfte in Preußen, die durch die Tätigkeit der Reformer geweckt 
worden waren. Das Verlangen nach politifcher Freiheit und Selbftbeftimmung 
der Staatsbürger hatte für den König (tets einen an die fchlimmen Zeiten der 
franzöfifchen Revolution mahnenden Klang, und wenn er auch damals, in den 
Tagen der Leipziger Schlacht, wo der (tarke Pulsfchlag deutfehen Gefamt= 
bewußtfeins die Nation erwärmte, noch nicht an eine völlige Abkehr von dem 
nationalen Programm der Männer um Stein und Hardenberg dachte, fo verlor 
deren Richtung doch Schritt vor Schritt ihren beftimmenden Einfluß auf die 
preußifche Politik. Der Staatskanzler Hardenberg fah fich gezwungen, Männer 
der gegenfätzlichen Auffaffung wie den bureaukratifchen Minifter des Innern 
v. Schuckmann und den reaktionären Polizeiminijter Fürjten Wittgenjtein in 
die Regierung aufzunehmen und dem Wirken eines überzeugten Partikularijten 
wie F . Ancillon, des Erziehers des Kronprinzen, zuzufehen, der fchon beim 
Beginn der preußifchen Erhebung den Freiherrn vom Stein als Revolutionär 
verdächtigt und die Parole ausgegeben hatte, die Preußen feien zu allerer(t 
Preußen. Durch bindende Geheimabmachungen nicht nur 0(terreichs und 
Preußens, fondern auch der übrigen europäifchen Kabinette (tand feit dem 
i . März 1814 feft, daß die Zukunft keine deutfehe Zentralgewalt, fondern nur 
ein lockeres Bundesverhältnis der in ihrer Souveränetät verharrenden Einzel» 
ftaaten bringen folle. Dem unvermeidlichen Konflikt mit der öffentlichen 
Meinung aber gingen die Kabinette nach dem Parifer Frieden vom 50. Mai 1814 
dadurch aus dem Wege, daß fie die vor Jahresfrijt verheißene Beteiligung des 
Volkes an den Verhandlungen über die Löfung der deutfehen Frage kurzerhand 
verfagten. Sie überwiefen diefe Löfung vielmehr dem Wiener Kongreß, einer 
ausfchließlichen Zufammenkunft europäifcher Monarchen und Minifter, die 
fich eine Neuordnung des gefamten europäifchen Staatenfyjtems zum Ziel fetzte. 
Das deutfehe Volk hatte keinen Zutritt zu diefem Kongreß, feine Tätigkeit 
und feine Befchlüffe forderten aber unter folchen Umftänden naturgemäß die 
Kritik der durch den Befreiungskrieg lebhaft erregten öffentlichen Meinung 
in Deutfchland heraus. 

Der Geift diefer Politik war der volle Gegenfatz zu der von der Reform= 
partei nicht nur um des politifchen Machtintereffes willen, fondern auch aus 
moralpolitifchen Erwägungen verlangten Hingabe der Bürger an Staat und 
Vaterland und zu der von ihnen er(trebten aufrichtigen und rückhaltlofen Ver» 
bindung des Volkes mit feinen Fürften und Führern. Die Regierungen waren 
indeffen (tark genug, ihren Weg zu gehen, da auf der Volksfeite die Voraus* 
fetzungen für eine die Einheit erzwingende nationale Bewegung fehlten. Die 
nationale Idee erfüllte wohl die geiftige Atmofphäre, aber fie hatte noch wenig 
tatfächliche Geltung. Das nationalpolitifche Selbftbewußtfein im Volke war 
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noch zu fchwach, um gegen die landfchaftlichen, einzel(taatlichen Regierungen 
aufkommen zu können. Es hatte feinen Urfprung in der nationalen Griftes® 
kultur, und diefe (lützte (ich auf die bis vor kurzem unpolitifchen Schichten 
des gebildeten Bürgertums. Diejenigen Bevölkerungsgruppen, die, wie ins= 
befondere der Adel, in den Einzelftaaten als die bevorzugten Inhaber der 
leitenden Stellungen im Beamtentum und in der Armee und als höfifche Um= 
gebung der Für(ten das ältere politifche Leben verkörperten, waren von dem 
deutfch*vaterländifchen Gedanken nur fchwach berührt. Sie fühlten fich weniger 
als Deutfche denn als Preußen, Sachfen, Bayern, Württemberger, und fie 
hofften, daß die Zukunft ihnen viel von den Privilegien der Vergangenheit 
erhalten werde. Der nationale deutfche und in Verbindung damit der liberale 
ftaatsbürgerliche Gedanke kam in der Preffe und in anderen publiziftifchen 
Äußerungen der geiftig führenden Schichten viel ftärker zum Ausdruck, als 
dem tatfächlichen politifchen Einfluß diefer Schichten entfprach. Sobald nur 
die Regierungen begannen, demgegenüber wieder das Vermächtnis deutfeher 
Gefchichte, die Einzel|taatsperfönlichkeit, zu betonen und zu offenbaren, daß 
fie alle nicht gewillt waren, fleh der Idee einer führenden deutfehen Macht 
unterzuordnen, trat zutage, wie (tark gegenüber dem lauten publiziftifchen 
Werben f ü r den Einheitsgedanken die zwingende K r a f t des Partikularismus 
wirkte, und wie fe(t in Armee und Beamtentum, im Adel und in der von ihm 
noch abhängigen bäuerlichen Landbevölkerung die dynaftifchen Traditionen 
verankert waren. Die ari(tokratifch=konfervativen Kräf te in den Einzelftaaten 
und insbefondere in Preußen rüfteten jetzt zur Reaktion gegen den nationalen 
Gedanken, der in Preffe und Literatur ftürmifch an das Licht drängte. Sie 
wandten fich gegen ihn als den gefährlichen Gegner der dynaftifchen Souveräne« 
tat, der den revolutionären deutfehen Gedanken über die auf Gefchichte und 
Recht genützte einzelftaatliche Autorität (teile, ein unmittelbares Untertanen» 
Verhältnis der Bürger der Einzelftaaten zu einer neuen Zentralgewalt begründen 
wolle und fo, wenn er nicht zurückgedrängt würde, die Gefahr einer über= 
flügelung der alten legitimen Regierungsgewalten durch neue illegitime Volks= 
kräfte in fich trage. 

In diefes der Öffentlichkeit nur allmählich enthüllte Ringen großer prinzi= 
pieller Gegenfätze waren nun auch die Rheinlande fofort nach der Vertreibung 
der Franzofen mitten hineinge(tellt worden. Da aber in ihrem größten Tei le 
keine hemmende dynaftifche, einzelftaatliche Tradition mehr wirkfam war, fo 
fand der neue deutfche Einheitsgedanke hier einen befonders empfänglichen 
Boden. Er wurde dadurch geftärkt, daß diejenigen Männer , die zunächft im 
Namen der Verbündeten die Verwaltung in den Rheinlanden führten, dem 
Krei fe der preußifchen Patrioten entftammten, alfo von der nationalen Aufgabe 
tief durchdrungen waren. Die rheinifchen Publiziften Görres und Benzenberg 
fpiegeln die junge Verbindung von nationalem Hochgefühl und politifchem 
Tatendrang in dem Staatsbewußtfein des rheinifchen Bürgertums wider. An 
die Stelle des in der Epoche der Fremdherrfchaft geweckten einfeitig wirtfehafts* 
politifchen Interefles trat im Jahre 1 8 1 4 das Verlangen nach einem Idealbild 
der deutfehen Zukunft , nach einem großen, freien, jtaatlich vereinigten deutfehen 
Vaterland. Seine Wortführer aber waren durchweg Vertreter geiftiger Berufe. 
Auf Grund der Erfahrungen, die Frankreich feit 1789 mit Republik und Dynaftie 
gemacht hatte, fah man allgemein die durch eine moderne Volksvertretung 
befchränkte konftitutionelle Monarchie als die befte, das Glück der Völker 
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fiebernde Verfaffungsform an. Für das wiedergewonnene deutfehe Vaterland 
erjtrebte man daher diefe Verbindung von Monarchie und bürgerlicher Freiheit. 
Man berührte (ich hierin ebenfo nahe wie in der nationalen Frage mit den 
Leitgedanken der preußifchen Reformer. Von feinen Jugendfympathieen für die 
Republik hatte Görres fich abgewendet und feit 1800 fein politifches Glaubens« 
bekenntnis zu einer moraliftifchen Staatsauffaffung gewandelt, wonach der durch 
das Repräfentativfy(tem geordnete Staat unter aktiver Teilnahme freier Bürger 
einem hohen Ideal von Kultur und Humanität nachftreben follte. Nach der 
Kantfchen Staatstheorie war eine Verfaffung dann repräfentativ, wenn (1® die 
drei (taatlichen Gewalten der Gefetzgebung, der Regierung und der Recht» 
fprechung voneinander trennte und der Volksvertretung einen beftimmenden 
Anteil vor allem an der Gefetzgebung gewährte. In den Jahren 18 14/ 15 propa* 
gierte der Rheinifche Merkur eifrig eine Staatsauffa(fung diefer Art, und auch 
Benzenberg verlangte eine „rechtliche Verfaffung, nicht allein ihres Wertes 
wegen, fondern wegen der Würde des Menfchen". 

Die felbjtändige Mitarbeit des Volkes wurde aber vom Rheinifchen Merkur 
fchon für die Entftehung des Neubaues des deutfehen Reiches gefordert. 
Das Blatt legte im Juni 18 14 — zu einer Zeit alfo, wo die Geheimpolitik der 
Regierungen fchon entfchloffen war, das Volk auszufchalten, — dar, die Stimme 
des deutfehen Volkes verlange aller Orten vernehmlich und deutlich eine Ver» 
faffung, die das fichere, was das Volk mit feinem Blute erworben habe. Die 
Völker hätten in der Tat gelei(tet, in der Tat wollten fie jetzt den Lohn emp= 
fangen. Damit etwas Rechtes und Ganzes zuftande komme, müflfe eine kons 
(tituierende deutfehe Ständeverfammlung mit den fürftlichen Regierungen 
zufammen die Verfaffung ins Leben rufen. „Deutfchland will eine Verfajfung 
haben, die Fürft und Volk in Treue und Liebe recht nahe zufammenhält, die 
nach außen ihm Schutz verleiht, nach innen gedeihlich wirkt. Darin (md alle 
Völkerfchaften einverftanden, das i|t der einzige Preis, um den fie gerungen 
haben." Man hatte am Rheine bis dahin unter der franzöfifchen Staats» und 
Gefellfchaftsordnung gelebt. Diefe ruhte auf der Vorftellung von der Volks= 
fouveränetät und von der konf luierenden Gewalt des Volkes. Den revolutio» 
nären Ideen von 1789 galt das zu (taatsbürgerlicher Gleichheit entwickelte Volk 
als die einzige rechtmäßige Quelle aller obrigkeitlichen Gewalt. Die franzöfifche 
Nationalverfammlung hatte felbftändig die Verfaffung gefchaffen, die fie im 
Jahre 1791 der Krone lediglich zur Annahme vorlegte. In ähnlicher Weife hatte 
das englifche Volk fchon nach der Revolution von 1688 von feiner Monarchie 
die eidliche Anerkennung feiner Rechte erlangt. Auf die Volksfouveränetät 
aber griff man jetzt am Rhein keineswegs zurück. Man hatte unter franzöfifcher 
Herrfchaft erlebt, wie aus ihr ein fchrankenlofer Defpotismus erwuchs. Man 
trat vielmehr auf den Standpunkt der preußifchen Verheißung vom März 1 8 1 3 , 
daß die neue deutfehe Verfaffung von Fürften und Völkern Deutfchlands ge* 
meinfam gefchaffen werden follte. Man verlangte, daß fie durch Vereinbarung 
entftehe. Sie follte paktiert werden. Sie follte nicht von dem deutfehen Volke, 
welchem man nach dem Vorgang der preußifchen Patrioten auf Grund feiner 
nationalen Erhebung die Eigenfchaft eines Rechtsfubjekts und Staatsorgans 
beilegte, durch Selb(tfetzung gefchaffen, ihm aber auch nicht von feinen bis» 
herigen Obrigkeiten oktroyiert, als Gnade verliehen werden. 

Der Wiener Kongreß als einfeitige Veran|taltung der Kabinette bedeutete 
alfo für die Rheinlande eine jtarke Enttäufchung, weil er durch feine Zufammen» 
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fetzung diefe Vereinbarungsidee kurzerhand befeitigte. Um aber vom Verlauf 
feiner Verhandlungen, die, foweit es ihr Geheimnis zuließ, mit Spannung 
verfolgt wurden, Kunde zu geben, benutzte man eifrig das neue Preßorgan 
des Rheinifchen Merkur. In ihm brachte man zum Ausdruck, wie fehr man 
einerfeits die politische Einheit, Kraft und Herrlichkeit der deutfchen Nation 
erfehnte — auf daß Deutfchland und feine Perle, der Rhein, nie wieder ein 
Raub fremder "Macht werde —, anderfeits aber auf die Verbindung der erhofften 
neuen Zentralgewalt mit einer modernen Volksvertretung rechnete. Diefe aus 
freier bürgerlicher Begeiferung entfpringende Beteiligung der Volkskräfte am 
Staat follte, wiederum im Geiße der preußifchen Patrioten und ihres moralifchen 
Idealismus, eine Stärkung und eine Veredlung der Regierungsgewalt bewirken, 
den einzelnen und den Staat auf eine höhere Stufe fittlicher Würde empor» 
heben, nicht im Sinne des franzöflfchen Parlamentarismus die Trennung 
und Schwächung der Staatsgewalt zugunften des Individualismus der EinzeU 
bürger anftreben. Seit Oktober 1 8 1 4 forderte Görres diefe „allgemeine deutfche 
Nationalrepräfentation", der Benzenberg den Namen „Reichstag" geben wollte. 
Beiden fchwebte eine Verfammlung von Deputierten der Einzelftaatsver« 
tretungen vor, fo wie (le im Februar 1 8 1 4 E . M . Arndt, im Sommer 1 8 1 4 
K .Th .Welcker in Gießen in feiner berühmten Rede über Deutfchlands Frei« 
heit forderte. Die Zentralgewalt felbft aber hoffte man wieder in einem 
deutfchen Kaifertum verkörpert zu fehen. Das (tarke neue deutfche Reich follte 
„kein Föderativftaat fein, worin alle gebieten und darum keiner etwas vermag", 
kein „Staatenbund", fondern ein „ Staaten ftaat". „ G a n z Deutfchland ruft nach 
einem Kai fer" , fo fchrieb der Rheinifche Merkur wiederholt. Wie im übrigen 
Deutfchland, fo waren aber auch am Rhein die populären Anflehten über den 
zukünftigen Träger des Kaifertums geteilt. 

Anknüpfend an den alten Reichspatriotismus, der in den Gebieten der 
früheren rheinifchen Kurftaaten und Reichsftädte noch nicht erftorben war, 
trat Görres eifrig für die Wiederherftellung der Kaiferwürde des Haufes Habs» 
bürg ein. Auch fon(t zeigte die öffentliche Meinung in Deutfchland durchweg 
Vorliebe für diefe Alternative, trotzdem gerade fle aus nationalen Gründen, wie 
wir fahen, undurchführbar war. Der Reichsfreiherr vom Stein hielt pe ebenfo 
für geboten wie der Romantiker Friedrich Schlegel. Im romantifchen Kreife 
wurden die Wünfche durch die mittelalterliche Vorftellung von der ewigen 
Dauer des heiligen römifchen Reichs deutfeher Nation mit beeinflußt. Der 
Rheinifche Merkur berechnete, daß die katholifche Kirche noch immer den 
größern Teil der deutfchen Nation zu ihren Anhängern zählte, und für ihr 
künftiges Verhältnis zum Staat verlangte er die Wiederherjtellung der früheren 
Zuftände. Im Einklang damit wünfehte Görres, daß das katholifche Haus 
Habsburg die Kaiferwürde des neuen deutfchen Nationalftaats, und zwar jetzt 
in erblicher Form, erhalte. Zum Neujahrstag 1 8 1 5 forderte der Rheinifche 
Merkur den Kaifer Franz geradezu auf, „fich wieder als Kaifer feinen deutfchen 
Völkern zu geben". 

Der entgegengefetzte, zuerft im Jahre 1808 im Kreife der preußifchen 
Patrioten erörterte und feit Januar 1 8 1 4 auch von Arndt aufgenommene, 
keimtragende Zukunftsgedanke, Preußen, dem durch Geiß und Macht zur 
Herrfchaft berufenen Staate, der eine faffc ganz deutfche Bevölkerung aufwies, 
gebühre die Hegemonie im künftigen Deutfchland, fand vom Sommer 1 8 1 4 ab 
unter dem Einfluß Gruners und Arndts auch am Rhein einigen Anklang. 
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Görrcs geftand indeffcn, fo willig er die kriegerifchen Verdiente Preußens 
anerkannte, weil es „zuerft das Schwert zur Abwehr der fremden Tyrannei 
gezogen hatte", dem proteftantifchen Haufe Hohenzollern nur den Rang nach 
der neuen deutfehen Kaiferwürde des Haufes Habsburg zu. Der preußifche 
König follte wohl „Kronfeldherr des Reiches" fein, aber die deutfehe Einheit 
follte nicht unter preußifcher Führung verwirklicht werden. Ein friedlicher 
Dualismus von 0|terreich und Preußen, aber unter dem Vorrang des erftern, 
war das Ziel, das Görres vorfchwebte. In diefer Form hielt er das (tarke deutfehe 
Reich, das er erfehnte, für möglich und lebensfähig. 

Die populäre Kaiferidee fchwebte indeffen in beiden Gewalten völlig in 
der Luft, da die Monarchen der beiden rivalifierenden Großmächte felbft (ich 
durch die Verhandlungen in Wien endgültig überzeugten, daß auch dann, 
wenn man eine engere Form der Vereinigung, als feit Jahresfrift geplant war, 
ins Auge faßte, doch ein großdeutfehes Kaifertum weder unter habsburgifeber 
noch unter hohenzollernfcher Führung möglich war, weil keiner der beiden 
Rivalen auf die eigne Großmachttradition verzichten und fich der zwingenden 
Gewalt des andern unterordnen wollte. Nur ein kleindeutfches Kaifertum 
war möglich, wenn vorher einer der Rivalen aus dem Reichsverband ausfehied, 
und nach Maßgabe der Verteilung der deutfehen Bevölkerung auf die beiden 
Großmächte konnte das nur das Ausfeheiden Ofterreichs bedeuten. Das war 
indeffen nur auf kriegerifchem Wege zu erreichen, und es führte die Gefahr 
herauf, daß der verkleinerte deutfehe Staatenbund zu fchwach gegenüber dem 
Ausland wurde. Die deutfehen Mittelftaaten aber fuchten unentwegt ihre eigene 
Souveränetät zu behaupten; fie hatten alfo an dem Fortbeftand des Gegen« 
fatzes der beiden Großmächte Intereffe und richteten ihre Politik demgemäß 
ein. So fand auf dem Wiener Kongreß bei den Monarchen die Kaiferidee 
keinen Boden, zum Schmerz aller Nationalgefinnten, dem Görres im April 181 j 
durch die Klage Ausdruck gab, Deutfchland werde fortan ohne Kraft, ohne 
Einheit- und Zufammenhang fein, das Gefpötte künftiger Jahrhunderte und 
der Spielball aller benachbarten Völkerfchaften. Seine Krone fei gebrochen 
und zu Siegelringen feiner Souveräne umgefchmolzen. Das alte große Haus 
fei dem Boden gleich gefchleift, und kleine Häuschen feien aus den Trümmern 
aufgebaut, worin jeder felbftändig feine Wirtfchaft führe. 

Die Entfcheidung aber, die der Kongreß am 10. Februar 1815 über diepreu» 
ßifche Zukunft der Rheinlande traf, fiel gerade in die Wochen, wo die am Rhein 
hochgefpannten nationalen Hoffnungen diefer Enttäufchung entgegengingen. 
Die Aufnahme, die fie bei den Rheinländern fand, wurde daher von der 
Entwicklung diefer Hoffnungen -ftark beeinflußt. 

Wie Ofterreich, fo hatte auch Preußen auf dem Kongreß anfangs wenig 
Intereffe an dem Befitz der deutfehen We(tmark gezeigt. Seine durch die Er= 
eigniffe feit 1806 gefchwächte Kraft hätte fich lieber durch Einverleibung des 
Königreichs Sachfen im Elbegebiet vergrößert und fo die preußifchen Kern» 
lande abgerundet; der Plan, den katholifchen König von Sachfen an den Rhein 
zu verpflanzen, wurde in Wien längere Zeit erwogen. In den Rheinlanden 
felb(t war die Stimmung geteilt. Am Niederrhein dauerten die preußifchen 
Sympathieen fort. Die Mehrzahl der Rheinländer aber, in deren Namen Görres 
im Rheinifchen Merkur redete, billigte mit Rückficht auf die geographifchen, 
befonders aber auf die konfeffionellen Verhältnijfe die abwehrende Haltung 
der preußifchen Regierung. Arndt überzeugte fich im Februar 1815 am Rhein, 
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daß man hier lieber von dem katholifchen OJterreich als von Preußen beherrfcht 
fein wollte. Im Einklang mit feinem Wunfche, daß das Haus Habsburg die 
Kaiferkrone zurückerhalte, legte der Herausgeber des Rheinifchen Merkur dem 
Wiener Kongreß nahe, er folle „Münfter , Belgien und was fon|t katholifch ift, 
wenigftens in der Mehrheit" , nicht „dem preußifchen Syf tem" , fondern Öfters 
reich überweifen. „ D e r Gegenfatz der Religion ift in einem natürlich menfch« 
liehen Verhältnis begründet und foll feftgehalten werden." Dafür trat Görres 
noch im Februar 1 8 1 5 ein, wo Metternich und Talleyrand in Wien durch« 
fetzten, daß Preußen (tatt der einen Hälfte von Sachfen die rheinifch=we(t» 
fälifchen Gebiete zugewiefen erhielt. Für den öfterreichifchen wie für den 
franzöfifchen Staatsmann war dabei der Wunfeh beftimmend, Preußen für die 
Zukunft zu fchwächen. Die neuen Provinzen grenzten an den unruhigen Nach= 
bar im Weiten, ohne daß ihnen die wichtigen Feftungen an der Maas, Luxem« 
bürg und Mainz zugeteilt wurden. Sie waren räumlich vom Zentrum des 
preußifchen Staates durch das Königreich Hannover und Kurheffen getrennt, 
„wie eine Infel im Ozean von Preußens Hauptland abgelegen" (Görres). Durch 
Verfaffung und Gefetzgebung, durch foziale Gliederung, Sitten und Religion 
der Mehrzahl ihrer Einwohner waren fie auch innerlich von Preußen gefchieden. 

Unverhofft fahen (ich die Rheinlande nun nach einem überlangen Provi= 
forium vor die Entfcheidung ge(tellt; fie follten fortan zu Preußen gehören. 
Die Tatkraft und Zuverläffigkeit der am Rheine wirkenden preußifchen Be= 
amten hatte man feit Jahr und Tag fchätzen gelernt. Die frühere Abneigung 
vor dem ftarren Soldatengeift Preußens war gemildert worden, feit die preußifche 
Wehrmacht im Freiheitskriege eine volksmäßige Organifation erhalten hatte, 
Landwehr und Landfturm eindrucksvoll neben das (tehende Heer getreten waren. 
Diefe Nationalverteidigung im Gegenfatz zu den früheren fliehenden Heeren 
hatte am Rhein die allgemeine Sympathie. Die Landwehr, die man mit Vor= 
liebe als Landfturm bezeichnete, war hier fofort populär geworden, weil fie 
fich nicht vom bürgerlichen Leben abwendete, ihr Offizierkorps zum größten 
Teil aus bürgerlichen Kreifen, und zwar durch Wahlen aus den eignen Reihen 
bildete, den alten rauhen Kommandoton vermied und von dem nationalen, 
volksmäßigen und defenfiven Zwecke des Krieges erfüllt war, alfo nicht ein 
willenlofes Werkzeug in der Hand erobernder Fürften und Kabinette, wie die 
Soldheere der Vergangenheit, darfteilte. In folcher milizartigen Wehrhaftigkeit 
des ganzen Volkes begrüßte insbefondere Görres ein wirkfames Gegengewicht 
der „innern Freiheit" gegen fürftliche Defpotie und Eroberungspolitik. Auch 
den konflitutionellen Erwartungen der Rheinländer kam Preußens damalige 
Haltung entgegen. Die Rheinlande hatten, fo fahen wir, bis zu diefem Zeit= 
punkte den fürfllichen Abfolutismus nicht kennen gelernt, und fie fühlten fich 
durchweg im Gegenfatz zu diefer Staatsform. So verlangte denn der Rheinifche 
Merkur vom Wiener Kongreß einen Befchluß, daß in allen deutfehen EinzeU 
(taaten „innere fländifche Verfaflungen eingerichtet würden, damit der öffent= 
liehe Geijt, wie er fleh jetzt in Deutfchland entzündet hat, eine verfaffungsmäßige 
Stimme und eine Einwirkung in das Getriebe der Staatsverwefung erhalte. 
Starke Völker allein können flarke Fürften machen, und nur die Völker find 
zu allen Zeiten flark gewefen, die am gemeinen Wefen teilnahmen". 

Seit im Jahre 1806 der Freiherr vom Stein dafür eingetreten war, der bis 
dahin nach den Grundfätzen des Abfolutismus regierte preußifche Staat müffe 
als junges Aggregat heterogener Provinzen ein einheitliches Band erhalten, 

Preußen und Rheinland 1 8 1 5 — 1 9 1 5 . 2 
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und zwar durch Volksrepräfentation in diefen Provinzen, über denen fich eine 
allgemeine Volksrepräfentation des ganzen Staates erheben follte, hatte Friedrich 
Wilhelm I I I . vom Jahre 1 8 1 0 ab unter Hardenbergs Einfluß wiederholt „der 
preußifchen Nation eine zweckmäßig eingerichtete Repräfentation fowohl in 
den Provinzen als für das Ganze" zugefagt. Auf dem Wiener Kongreß traten 
Hardenberg und Humboldt befonders nachdrücklich für die Gewährung von 
Landesverfaffungen ein. Das alles fprach alfo in diefem Augenblicke zugun(ten 
von Preußen, und Görres konftatierte am 2 1 . Februar 1 8 1 5 , die Abneigung 
gegen Preußen beginne am Rhein abzunehmen. Dennoch blieb der Rheinifche 
Merkur, als er am 1 . März 1 8 1 5 die Entfcheidung des Kongreffes über die 
Zukunft der Rheinlande der Öffentlichkeit mitteilte, zurückhaltend. „ D a s 
Rheinland von der Wefer bis zur Mofel befteht der größern Hälfte nach aus 
katholifchen, ehemals von gei(tlichen Fürjten regierten Ländern, in denen die 
Erinnerung alter, in gemütlicher Ruhe und ungeftörtem Wohljtand verlebter 
Zeiten noch nicht erlofchen ijt. Aber die Bewohner wiffen, daß alles Sehnen 
nach dem Unwiederbringlichen, über dem das wirklich Erreichbare verloren 
geht, eine Torheit i(t. Sie haben überdem bei freier gewordenem Blick die 
großen Nachteile und Gebrechen jenes Zuftandes eingefehen und erkennen, 
wie die Zeit auch fie, nachdem fie fo lange gefeiert, mit den anderen zur Tätigkeit 
ins öffentliche Leben berufen hat. Und fie werden fich zu löfen wiffen. Ob= 
gleich am fpätejten gekommen, werden fie nicht die letzten fein; fie hoffen, daß 
Preußen ihnen einen Prinzen des königlichen Haufes fendet und ihnen eine 
angemeffene Verfaffung gibt, und alle Liebe, die ihnen entgegenkommt, werden 
fie mit treuer Anhänglichkeit und Ergebenheit erwidern." Einen Bruder des 
Königs, den Prinzen Wilhelm, fchlug auch Gruner als Statthalter der neuen 
rheinifchen Provinzen vor, aber unter ganz anderer Vorausfetzung. Gruner 
war damals ebenfo wie Arndt — trotzdem diefer die Rheinlande als ,,gefahr= 
volles Ehrengefchenk" für Preußen bezeichnete — der Uberzeugung, der Befitz 
der Rheinlande fei befonders deshalb für Preußen bedeutfam, weil dadurch 
feine Gefchicke aufs engfte mit den allgemein deutfehen verbunden wurden 
und fo der Gedanke der preußifchen Hegemonie in Deutfchland eine breitere 
Grundlage erhielt. Sie blieben trotz der Ablehnung diefer Hegemonie durch 
die preußifche Krone ebenfo bei ihrem Verlangen nach der preußifchen Vor» 
herrfchaft, wie Görres trotz der Ablehnung feitens der habsburgifchen Krone 
bei feiner Uberzeugung blieb, „Ofterreich gebühre um feiner Macht und Ge» 
walt und früheren Verdiente willen die Kaiferwürde". Audi nach der Ent= 
fcheidung über die preußifche Zukunft der Rheinlande verharrte er in diefer 
Meinungsverfchiedenheit gegenüber den beiden anderen am Rheine wirkenden 
Patrioten, mit denen ihn fonft vieles verknüpfte. Er bedauerte jetzt noch nach= 
träglich, daß die erfolgreiche deutfehe Erhebung vom Jahre 1 8 1 3 nicht durch 
Ofterreich, fondern durch Preußen angebahnt worden war und fo diefen Staat 
in den Vordergrund gerückt hatte. 

In den erften Märztagen fetzte nun aber die unvermutete Rückkehr Napo= 
leons von Elba nach Frankreich und die Begeiferung, womit die franzöfifche 
Armee zu ihrem ruhmgekrönten Führer überging, ganz Europa und insbe= 
fondere die deutfehen Grenzlande im Weften in Unruhe. Am 20. März nahm 
Napoleon den franzöfifchen Thron wieder in Befitz. Auch in den rheinifchen 
Städten trat vereinzelt bei denen, die früher unter feinen Fahnen gekämpft 
hatten, Sympathie für ihn hervor. Im allgemeinen aber wurde unter dem 
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Eindruck diefes Vorgangs die S t i m m u n g der Rheinlande wärmer für Preußen. 
G r u n e r fuchte den Augenblick zu nutzen. A m 2 5 . M ä r z fchrieb er dem Staats= 
kanzler Hardenberg, der zufammen mit dem K ö n i g noch in Wien weilte, die 
möglichft fchnell erlangte Gewißhe i t , daß der preußifche S taa t die Rheinlande 
wirklich ü b e r n e h m e und ihnen eine liberale Verfaffung fowie eine milde Ver= 
waltung zufichere, werde in dem Grenzlande, das durch die nahegerückte 
G e f a h r eines neuen europäifchen Krieges bedroht erfchien, günftig wirken. 
S o regte er eine Befchleunigung der entfcheidenden Staatsakte an. D e r Rheinifche 
M e r k u r feinerfeits erklärte am jo. M ä r z , die deutfchen S tändever fammlungen 
müßten überall fchnell e inberufen, und es müßten ihnen die Rechte eingeräumt 
werden, die ihnen von G o t t und um des Fürf tenworts wegen angehörten . 
W ä h r e n d aber G r u n e r außerdem diefen Augenblick, wo Preußens militärifche 
Kraf t wiederum feine Unentbehrl ichkeit für die nationale Sache erwies, zu 
benutzen fuchte, um mit Hilfe der „deutfchen Gefel l fchaften" , die auf Arndts 
Anregung im Herb j t 1 8 1 4 auch am Rhein in einzelnen Städten ins L e b e n 
getreten waren, dem Gedanken der Einigung Deutfchlands unter preußifcher 
Hegemonie eine (tarke Schwungkraft zu geben, forderte G ö r r e s am 1 5 . und 
30. M ä r z im Rheinifchen M e r k u r , daß man jetzt fchnell Franz von 0( terre ich 
als deutfchen Kai fer ausrufe und ihm die oberfte Le i tung aller Kriegsgewalt 
anvertraue. G r u n e r leitete ftatt deffen in denfelben T a g e n eine zunächft im 
We(ten und S ü d e n Deutfchlands fich ausbreitende „ g e h e i m e Verb indung ein, 
die die E inhei t Deutfchlands unter Preußen zum Ziele h a t t e " , und er gewann 
dafür jetzt die Zuf t immung nicht nur Hardenbergs , fondern auch Gneifenaus . 
Diefer , der am 1. April zufammen mit Blücher in Aachen den Oberbefeh l über 
die preußifchen T r u p p e n übernahm und fich gegen Napoleons Aufmarfch in 
Belgien wandte, hatte fchon im Augu(t 1 8 1 4 eine gute Konj t i tu t ion als das 
fcfteftc Band bezeichnet, um das „echt germanifche Volk am R h e i n " an Preußen 
zu fef le ln; er war aber auch feit Jahren der M e i n u n g , durch bef t immtes Ein» 
treten für freiere Regierungsformen könne Preußen am ehe(ten die S y m p a t h i e 
der liberalen öffentlichen M e i n u n g der ganzen Nat ion gewinnen und fo durch 
moralifche Eroberungen die Einigung Deutfchlands unter feiner Ägide an= 
bahnen. Gruners Abficht, aus der Gunf t des Augenblicks G e w i n n für die 
preußifch=deutfche Idee zu ziehen, fand damals nicht nur in der rheinifchen 
Bevölkerung, fondern durch das Wirken der „deutfchen Gefel l fchaften" auch 
in Naflau und Heffen, fowie in der öffentlichen M e i n u n g von Süddeutfchland 
an manchen Stel len Anklang. 

Zunäch(t aber befchleunigte fein Eingreifen in der T a t die öffentliche Er« 
klärung des Königs über die Bef i tznahme der Rheinlande . D i e aus W i e n vom 
5. April 1815 datierten Proklamationen, deren Wort laut auf Hardenberg zurück^ 
ging, beendigten den lähmenden proviforifchen Zu|tand der R h e i n l a n d e ; fie 
waren geeignet, die Volksf t immung am Rhein Preußen anzunähern, zugleich 
aber für den neuen deutfchen Kr ieg zu ent f lammen. Friedrich W i l h e l m I I I . 
verfprach den Rheinländern Schutz gegen die äußere G e f a h r und erklärte ihnen 
zugleich, die „ B i l d u n g einer Repräfentat ion werde von ihm angeordnet , und 
die S teuern follten mit ihrer Zuziehung reguliert und fe(tgeß:ellt werden nach 
einem allgemeinen, für den ganzen S taat zu entwerfenden P l a n " . T r u g das 
den kon(titutionellen, l iberalen Wünfchen Rechnung, fo wirkte es in konfeffio= 
neiler Hinficht beruhigend, daß der K ö n i g den Rheinländern weiter verfprach, 
„ihre Religion, das heiligfte, was dem Menfchen angehört , zu ehren und zu 

2* 



20 Erstes Kapitel (1815) • 

fchützen". Auf das Nationalgefühl der Rheinländer aber war die Erklärung 
des Königs berechnet: „Ich trete mit Vertrauen unter euch, gebe euch eurem 
deutfchen Vaterlande, einem alten deutfchen Fürjten(tamme wieder und nenne 
euch Preußen. Als ich dem einmütigen Befchluß der zum Kongreß verfammelten 
Mächte meine Zujtimmung gab, ließ ich die gefahrvolle Lage diefer Grenzlande 
des deutfchen Reichs und die fchwere Pflicht ihrer Verteidigung nicht uner» 
wogen. Aber die höhere Rückficht auf das gefamte deutfche Vaterland entfchied 
meinen Entfchluß. Diefe deutfchen Urländer müffen mit Deutfchland ver= 
einigt bleiben; fie find die Vormauer der Freiheit und Unabhängigkeit Deutfch= 
lands, und Preußen, deffen Selbftändigkeit feit ihrem Verlujte hart bedroht 
war, hat ebenfofehr die Pflicht als den ehrenvollen Anfpruch erworben, fie zu 
befchützen und für fie zu wachen." Benzenberg fchildert den Jubel, womit 
diefe Erklärungen des Königs am Niederrhein aufgenommen wurden. Als 
Worte des Heils und der Freude drangen fie bis in die Hütte des Landmanns. 
Auch der Rheinifche Merkur führte nun am 19. April mit größerer Wärme als 
zuvor aus: „Ohne ihre Eigentümlichkeit einzubüßen, kommen die Rheinlande 
in Berührung und nehmen teil an allem, was in einem großen Staate in Geift, 
Kraft, Gefetzgebung und Verwaltung fich tüchtiges und heilfames entwickelt. 
Preußen hinwiederum hat fich in diefen Gegenden ein gutes, treues Volk 
erworben, heiter wie fein Himmel, (tark wie der Wein, der das Mark feiner 
Erde ift. Es wird wiederzugeben fuchen nach Vermögen für jede Gabe, die 
ihm zuteil wird, und Hand in Hand gefchlagen mit den Landsleuten im Norden 
zum gemeinen Ziele gehen. Was verfchieden ift in beiden, nach des Himmels 
verfchiedener Art und der Abweichung der Stämme, wird fich mifchen und 
aushelfen und wechfelfeitig zu einem ftarken Ganzen fich ergänzen." Görres 
urteilte in diefen national und kriegerifch bewegten Tagen, „Preußens Macht 
und Kraft erhebe fich hoch und herrlich, feine Regierung mache es nicht zum 
Gefchäft, den Geiß im Volke niederzuhalten". 

Am 15. Mai 1815 fand fo in gehobener Stimmung die Huldigung der 
Rheinlande in Aachen ftatt; man bedauerte nur, daß der König fie nicht per= 
fönlich entgegennahm, und daß fie von Vertretern geleiftet wurde, die von der 
Regierung, nicht vom Volke ausgewählt worden waren. E. M. Arndt kam 
wiederum in „Preußens rheinifche Mark" und wirkte bis zum Herbft perfönlich 
und publizi(ti(ch in Aachen und Köln für die innere Verbindung diefer Länder 
mit dem deutfchen Wefen und zugleich für die deutfche Hegemonie Preußens, 
„das durch Geift und Macht herrfchen und fchützen kann". Der Sieg bei Belle= 
Alliance am 18. Juni bewirkte in patriotifchen Kreifen am Niederrhein „einen 
Taumel von Freude und Entzücken". Kurz darauf wurde dann die vom 22. Mai, 
gleichfalls noch aus Wien, datierte allgemeine Verordnung des Königs bekannt, 
worin diefer der „preußifchen Nation" als Pfand feines Vertrauens eine Re= 
präfentation des Volkes und eine fchriftliche Verfaffungsurkunde verhieß. 
Provinzialjtände in den zehn, am jo. April neu eingerichteten Provinzen des 
preußifchen Staates follten die Grundlage bilden. Wo folche Provinzialjtände 
mit mehr oder weniger Wirkfamkeit von früher her noch vorhanden waren — 
das bezog fich auf die alten Provinzen —, wollte man fie herjtellen und dem Be= 
dürfnis der Zeit gemäß einrichten; wo keine vorhanden waren — fo war es 
in den beiden rheinifchen Provinzen —, wollte man fie anordnen. Aus den 
Provinzialjtänden follte die Verfammlung der Landesrepräfentanten mit dem 
Sitz in Berlin gewählt werden. Deren zukünftige Wirkfamkeit wurde „auf die 
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Beratung über alle Gegen(tände der Gefetzgebung erftreckt, welche die per« 
fönlichen und Eigentumsrechte der Staatsbürger, mit Einfchluß der Beiteuerung 
betreffen". Die Organifation beider Vertretungen und die Ausarbeitung einer 
fchriftlichen Verfaffungsurkunde aber follten ohne Zeitverluft einer aus einflchts« 
vollen Staatsbeamten und Eingefeffenen der verfchiedenen Provinzen zufammen«» 
gefetzten Kommiffion übertragen werden. Durch den Befreiungskrieg war, 
fo mußte diefe Verordnung von der öffentlichen Meinung gedeutet werden, 
der preußifche Staat, vorher ausfchließliches Befitztum der Monarchie, zugleich 
ein Befitztum des preußifchen Volkes geworden. 

Am 8. Juli wurde die von Hardenberg redigierte königliche Verordnung 
publiziert. Nach dem neuen Sieg über Napoleon konnte man fich nun am 
Rheine ficher fühlen, nicht nur für das deutfehe Vaterland wiedergewonnen zu 
fein, fondern auch einem dem Abfolutismus entfagenden und zum Konjtitutioe 
nalismusentfchloffenenStaatswefen anzugehören. Aus den königlichen Erklärungen 
vom 5. April und 22. Mai fprach vernehmlich die Staatsauffaffung der preußifchen 
Patrioten, die am Rhein fo vollen Anklang gefunden hatte und von der man 
annehmen durfte, daß fie den Gei|t der in Ausficht (tehenden preußifchen 
Verfaffung beftimmen werde. In der nationalen Frage brachten allerdings 
eben diefelben Tage, undjzwar für beide am Rhein vertretenen Richtungen, 
die fchon lange drohende Enttäufchung. 

Den Bemühungen Gruners und Arndts, die öffentliche Meinung für den 
Gedanken der preußifchen Hegemonie in Deutfchland zu gewinnen, hatte am 
Rheine Benzenberg fich angefchloffen, der aus den Schlachten von Ligny und 
BelIe=Alliance den vollen Anfpruch Preußens auf die Führung in Deutfchland 
ableitete. Görres feinerfeits, enttäufcht über die „nebulierende Politik" OJter» 
reichs, das fich^bei den Friedensverhandlungen nicht einmal energifch für die 
Rückgabe von Elfaß=Lothringen einfetzte, rühmte jetzt Preußen zwar als 
„Schirmvogt Deutfchlands" und als „(tarke Säule des Deutfchen Bundes" , 
ohne ihm indeffen in der Kaiferfrage Zuge(tändniffe zu bieten. Der Staats® 
kanzler Hardenberg aber hatte nicht einmal gewagt, dem König Friedrich 
Wilhelm II I . Mitteilung von dem zu machen, was im Stillen für Preußen 
geplant wurde. So gering fchätzte er die Neigung feines Königs ein, die nationale 
Idee als Kraftquelle für den preußifchen Staat zu benutzen. Mit den übrigen 
Fürften verharrtenjdie Monarchen der beiden deutfchen Großftaaten in ihrer 
allen ftarken Einheitsbeftrebungen abgeneigten Haltung. Die Wiener Bundes® 
akte vom 8. Juni 1 8 1 5 begründete demgemäß den Deutfchen Bund als viel« 
köpfige und fchwerfällige völkerrechtliche Vereinigung von 39 fouveränen 
deutfchen Staaten, die durch einen Kongreß abhängiger Gefandten, den Franke 
furter Bundestag unter Ofterreichs Präfidium, geleitet wurde. Der Deutfehe 
Bund, der den Dualismus der Großmächte Ofterreich und Preußen unter 
Wahrung des ö(terreichifchen Vorrangs einrichtete, bildete weder für die Finanz® 
und Wirtfchaftspolitik noch für Recht und Juftiz, für Kirchen® und Schulpolitik 
eine Einheit. Diefe blieben vielmehr ebenfo wie im wefentlichen auch die aus« 
wärtige Politik und das Militärwefen den Einzel|taaten überlaffen; eine Bundes« 
kriegsverfaffung follte erft der Bundestag fchaffen. Vom preußifchen Staats® 
gebiet gehörten dem Bund die Provinzen Preußen und Pofen, vom öfterreichifchen 
das ganze Transleithanien nicht an. Dem volkstümlichen Einheitsdrang aber 
fetzten die Regierungen nicht nur durch die lofe Form diefes Bundes, fondern 
auch dadurch einen Damm entgegen, daß fie ihm keine konftitutionelle Ver« 


